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1. Viel zu tun – 
 wenig zu sagen?

„Viel zu tun – wenig zu sagen“ so be� tel-

te die Süddeutsche Zeitung am 17. März 

2019 einen Ar� kel über die Arbeit von 

Gleichstellungsbeau� ragten in öff entli-

chen Verwaltungen und Unternehmen. 

Neben einem Beratungsangebot werde 

die Arbeit an strategischen Themen im-

mer wich� ger, um Strukturen zu verän-

dern, die Frauen nach wie vor benach-

teiligen. Die Kernfrage sei dabei stets: 

„Wie steht die Chefetage dazu?“. So wird 

die Gleichstellungsbeau� ragte der Spar-

kassen Hannover mit den Worten zi� ert: 

„Am Anfang müssen das vor allem die 

Entscheider – meistens Männer – wollen 

und off en sein für Veränderungen.“

Als Gleichstellungsbeau� ragte der Stadt 

Worms kann ich diesen Aussagen nur zu-

s� mmen: Vor allem dort, wo es um die 

tatsächliche und unmi� elbar spürbare 

Umverteilung von Macht – also Geld, 

Einfl uss und Zugang zu (poli� schen) Äm-

tern – geht, wird es schwierig.

Gleichstellung kann als Querschni� s-

aufgabe nur im top-down-Verfahren 

implemen� ert werden. Hierfür braucht 

es den kon� nuierlichen poli� schen Wil-

len, diskriminierungsarme Strukturen zu 

schaff en und eine geschlechtergerechte 

Verwaltungskultur zu etablieren.

Als Gleichstellungsbeau� ragte ist es un-

sere Aufgabe, diese Veränderungspro-

zesse anzuregen, kri� sch zu begleiten 

und als Exper� nnen für Geschlechterge-

rech� gkeit inhaltliche Impulse zu geben.

Soweit die Theorie. In der Praxis gestal-

tet sich die Umsetzung dieses Au� rags 

durchaus als schwierig. Denn Verände-

rungen machen zunächst einmal Arbeit. 

Althergebrachtes hinter sich zu lassen 

und sich auf Neuerungen einzulassen 

fällt vielen Menschen – unabhängig 

vom Geschlecht – schwer. Das ist durch-

aus nachvollziehbar. Vor allem die Ini� -

ator*innen solcher Veränderungsprozes-

se werden misstrauisch beäugt und ihre 

Ideen stoßen o� mals auf Ablehnung, die 

nicht selten bis hin zum off enen Wider-

stand reicht.

Die Arbeit der Gleichstellungsbeau� rag-

ten fi ndet also unter erschwerten Bedin-

gungen sta� : Sie ist einerseits kommuna-

le Pfl ichtaufgabe und in dieser Funk� on 

Teil der Verwaltung. Andererseits soll sie 

ak� v sowohl in ihrem kommunalen Wir-

kungsbereich nach der Gemeindeord-
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nung als auch gem. dem Landesgleich-

stellungsgesetz (LGG) alle kommunalen 

internen wie externen Entscheidungen 

aus Gleichstellungsperspek� ve betrach-

ten, kommen� eren, ihre Auswirkungen 

auf Männer und Frauen überprüfen und 

Veränderungen anregen. Damit richtet 

sich ihre Arbeit – nimmt sie ihren Au� rag 

ernst – zumindest punktuell gegen die 

eigene Verwaltung. Die Gleichstellungs-

stelle ist Kontrollinstanz ohne Entschei-

dungsbefugnis oder Sank� onsmöglich-

keit. Hinzu kommen fehlende personelle 

und fi nanzielle Ressourcen, um allen ge-

setzlichen Au� rägen überhaupt adäquat 

nachkommen zu können.

Die einzige „Waff e“ der Gleichstellungs-

beau� ragten ist daher die Kra�  der Ar-

gumente. Und davon gibt es wahrlich 

genug:

Frauen sind in allen poli� schen Gremien 

unterrepräsen� ert, sie verfügen über 

weniger fi nanzielle Ressourcen als Män-

ner, sie verdienen im Schni�  21% weni-

ger und sind häufi ger armutsgefährdet. 

Frauen leisten den überwiegenden Teil 

unbezahlter Sorgearbeit wie Kinderbe-

treuung oder Angehörigenpfl ege und 

werden dafür mit Altersarmut belohnt. 

Jede vierte Frau erlebt mindestens ein-

mal in ihrem Leben strafrechtlich re-

levante körperliche und/oder sexuelle 

Gewalt, jede zweite Frau berichtet von 

sexueller Beläs� gung am Arbeitsplatz, 

jede siebte Frau von sexualisierter Ge-

walt. 2017 wurde laut polizeilicher Kri-

minalsta� s� k 147 Frauen von ihrem 

Partner oder Ex-Partner getötet. 

Diese nicht abschließende Aufzählung ist 

nur ein Teil der langen Liste an Benach-

teiligungen, die für Frauen alltäglich sind. 

Nicht weil sie in ihrer Lebensplanung 

versagt hä� en oder sich poli� sches En-

gagement nicht zutrauen würden, nicht 

etwa weil sie sich nun mal für schlecht 

bezahlte Jobs entschieden hä� en, lieber 

in Teilzeit arbeiten oder nicht den Biss 

hä� en, um eine Führungsposi� on zu er-

reichen. 

Sondern weil gesellscha� liche Struktu-

ren exis� eren, die Frauen und Männern 

bes� mmte Rollen zuweisen und die da-

für sorgen, dass diejenigen, die diese 

Rollen für sich ablehnen, zumindest kri-

� sch beäugt, häufi ger jedoch mit Abwer-

tung, Ablehnung und gesellscha� lichem 

S� gma gestra�  werden.

Wir Eingeweihte nennen diese Struktu-

ren Patriarchat. 
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Eine Gleichstellungsbeau� ragte alleine 

kann dieses ominöse und wirkmäch-

� ge Patriarchat nicht alleine aus dem 

Weg räumen (glauben Sie uns, es wur-

de versucht). Sie benö� gt Bündnispart-

ner*innen auf allen poli� schen und ge-

sellscha� lichen Ebenen, Netzwerke und 

auch das Wissen um s� lle Unterstüt-

zer*innen. Ihnen ein herzliches Danke-

schön!

In den vergangenen zwei Jahren arbei-

tete die Gleichstellungsstelle der Stadt 

Worms unter besonders schweren Be-

dingungen. Stehen ihr laut Stellenplan 

eine Vollzeitstelle und eine halbe Assis-

tenzstelle zu, waren bis Oktober 2017 

nur 0,75 Stellenanteile und von Oktober 

2017 bis Juli 2018 sogar nur 0,5 Stel-

lenanteile besetzt. Die Assistenz war 

aufgrund langer krankheitsbedingter 

Ausfallzeitem ebenfalls nur bedingt ein-

satzfähig.

Bisher etablierte Ak� vitäten mussten 

aus diesem Grund zurückgefahren wer-

den oder sogar vollständig pausieren.

Seit Juli 2018 hat Melanie Schiedhelm 

die nicht besetzte halbe Stelle als Gleich-

stellungsbeau� ragte übernommen und 

teilt sich den Aufgabenbereich mit der 

bisherigen Stelleninhaberin Jasmine 

Olbort. Seit Februar 2019 ist Gabriele 

Menrath neue Assisten� n der Gleich-

stellungsbeau� ragten und das Team nun 

endlich wieder voll besetzt.

Der folgende Tä� gkeitsbericht listet ex-

emplarisch und ohne Anspruch auf Voll-

ständigkeit Themen und Ak� vitäten der 

Jahre 2017 und 2018 auf, die die Gleich-

stellungsstelle der Stadt Worms bearbei-

tet hat. Der Bericht gibt außerdem einen 

Einblick in die Situa� on der Stadtverwal-

tung in Bezug auf die Umsetzung des 

Landesgleichstellungsgesetzes und gibt 

einen Ausblick auf zukün� ige Projekte.

2. Gewalt gegen 
 Frauen

Gewalt gegen Frauen gehört seit Beginn 

gleichstellungspoli� schen Engagements 

zu den Schwerpunk� hemen der meisten 

Gleichstellungstellen. Auch in Worms 

gehörte der Au� au von Beratungs- und 

Unterstützungsstrukturen für gewaltbe-

troff ene Frauen und ihre Kinder zu den 

zentralen Aufgaben der Gründungszeit 

der Gleichstellungsstelle vor mehr als 



-  T ä t i g k e i t s b e r i c h t  G l e i c h s t e l l u n g s s t e l l e  2 0 1 7  |  2 0 1 8  -

| 04

30 Jahren. Auf diesem Gebiet konnten 

seit diesen Anfängen viele Erfolge erzielt 

werden. Die Gründung und Professio-

nalisierung von Frauenhäusern, Frauen-

notrufen und Interven� onsstellen bie-

ten betroff enen Frauen ein landesweit 

fl ächendeckendes und qualita� v hoch-

wer� ges Beratungsangebot. Das Gewalt-

schutzgesetz ermöglicht seit 2002 unter 

anderem die Wegweisung des Täters aus 

der gemeinsamen Wohnung und nimmt 

Häuslicher Gewalt den Anschein, es 

handle sich um eine Privatangelegenheit 

zwischen Beziehungspartner*innen. 

Trotz all dieser Verbesserungen fehlt 

es vor allem an einer sicheren und um-

fassenden Finanzierung der Arbeit von 

Frauenunterstützungseinrichtungen. 

Auch in Worms arbeiten Frauenhaus 

und Frauennotruf am Rand ihrer Belas-

tungsgrenze und darüber hinaus. Die 

fi nanziellen Zuschüsse von Land und 

Kommune reichen nicht, um den Bera-

tungsbedarf zu decken, so dass Frauen 

mit ihrem Wunsch nach Beratung und 

Unterstützung abgewiesen, an andere 

Einrichtungen weitervermi� elt oder auf 

einen späteren Zeitpunkt vertröstet wer-

den müssen.

Hinzu kommt, dass sich in den vergan-

genen zehn Jahren am Ausmaß der Be-

troff enheit wenig verändert hat und die 

Zahlen auf einem stabil hohen Niveau 

bleiben.

Zusätzliche Anstrengungen auf dem Ge-

biet der Präven� on sind notwendig, um 

einen gesellscha� lichen Bewusstseins-

wandel zu fördern, der Gewalt gegen 

Frauen nicht länger als Kavaliersdelikt 

betrachtet sondern den Erlebnisberich-

ten betroff ener Frauen solidarisch und 

mit Ernstha� igkeit begegnet.

Es bleibt zu hoff en, dass sich durch das 

im Oktober 2017 von Deutschland ra� -

fi zierte „Übereinkommen des Europa-

rats zur Verhütung und Bekämpfung von 

Gewalt gegen Frauen und häuslicher 

Gewalt“ weitere Fortschri� e auf diesen 

Gebieten erzielen werden.

Die Gleichstellungsstelle der Stadt 

Worms hat sich dem Thema Gewalt ge-

gen Frauen auf verschiedene Weise in 

den vergangenen zwei Jahren gewidmet 

und mehrere Projekte durchgeführt und 

begleitet.
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2.1 GRENZEN ACHTEN! 
 Materialien zur 
 Arbeit mit 
 Jugendlichen

Herabwürdigende Kommentare und 

Gesten, sexualisierte Beleidigungen, 

begrapscht und bedrängt werden – das 

alles erleben Mädchen und Frauen all-

täglich im öff entlichen Raum. Street Ha-

rassment nennt sich dieses Phänomen 

im englischsprachigen Raum, das seit 

einiger Zeit auch in Deutschland disku-

� ert wird. In Worms gibt es seit Sommer 

2014 die Kampagne GRENZEN ACHTEN!, 

mit der die Macherinnen von Gleichstel-

lungsstelle, Frauennotruf und ASB-Kin-

derschutzdienst für das Thema sexuali-

sierte Anmache sensibilisieren möchten. 

Nach mehreren öff entlichkeitswirksa-

men Ak� onen zur Sensibilisierung für 

die Thema� k wurde im Jahr 2017 ein 

Workshopkonzept erarbeitet, mit des-

sen Hilfe sexualisierte Anmache in Ju-

gendgruppen und Schulklassen thema� -

siert werden kann.

Im Rahmen der Kampagne GRENZEN 

ACHTEN! gab es immer wieder Rückmel-

dungen von Lehrerinnen und Lehrern, 

die sagen, wie wich� g es sei mit Jugend-

lichen über das Thema zu sprechen. 

Leider fehlten bisher die dafür notwen-

digen Konzepte. Diese Lücke sollen die 

Workshopmaterialien schließen.

Das Konzept richtet sich an pädagogi-

sche Fachkrä� e und ist für die Arbeit mit 

Jugendlichen zwischen 14 und 17 Jah-

ren geeignet. Es besteht aus sechs The-

menfeldern, die aufeinander au� auend 

aber auch einzeln durchgeführt werden 

können. Mit ihrer Hilfe lernen die Ju-

gendlichen zum Beispiel wie sie Grenzen 

leichter anerkennen können, wo der Un-

terschied zwischen Flirt und Beläs� gung 

liegt und wie sie sich in unangenehmen 

Situa� onen gegensei� g unterstützen 

können.

Das Workshopkonzept steht zum kos-

tenlosen Download auf der Kampag-

nenhomepage www.grenzenachten.de 

bereit und wurde bereits von mehreren 

Schulen in Worms und seiner Umgebung 

erfolgreich eingesetzt.

2.2 Fachtagung zu 
 sexualisierter 
 Gewalt

Sexualisierte Gewalt und Vergewal� gung 

nehmen in der medialen Berichterstat-

tung enormen Raum ein und sind vor 

allem im Alltag von Mädchen und
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Frauen allgegenwär� g. Trotz dieser Ver-

breitung werden kaum gesellscha� liche 

Deba� en jenseits von Vergewal� gungs-

mythen und stereotypen Zuschreibun-

gen geführt. 

Durch die Reform des im §177 StGB ge-

regelten Sexualstrafrechts im November 

2016 wurde der Grundsatz „Nein heißt 

Nein“ nun auch gesetzlich verankert. 

Dieser Schri�  war wich� g und notwen-

dig, geht allerdings nicht weit genug. 

Wich� g ist es auch, Präven� onskonzepte 

gegen Vergewal� gung zu erarbeiten und 

zu disku� eren, wie die Etablierung einer 

Kultur des „Ja heißt Ja“ gesellscha� lich 

gelingen kann. 

Zu diesem Zweck wurde im November 

2017 von der Gleichstellungsstelle in 

Koopera� on mit dem Frauennotruf und 

dem Kinderschutzdienst eine Fachta-

gung mit dem Titel „Ja heißt Ja – sexua-

lisierte Gewalt und das Konsensprinzip“ 

durchgeführt. Die Tagung richtete sich 

an Fachkrä� e aus der Jugendhilfe, der 

Frauen-, Mädchen- und Jungenarbeit 

sowie an Menschen in (sozial)pädagogi-

schen Berufen und anderen helfenden 

Berufsgruppen im Sozial-, Gesundheits- 

und Erziehungswesen.

Als Referen� n konnte die Kulturwissen-

scha� lerin Dr. Mithu Sanyal gewonnen 

werden. Frau Dr. Sanyal erläuterte in 

einem Impulsreferat am Vormi� ag die 

gesellscha� lichen Rahmenbedingungen 

sexualisierter Gewalt und den Umgang 

mit Betroff enen. Am Nachmi� ag fand 

dann ein Workshop zum so genannten 

Konsensprinzip sta� .

Die Tagung s� eß auf großes – auch über-

regionales – Interesse und war innerhalb 

weniger Tage ausgebucht.

Für interessierte Bürger*innen fand zu-

sätzlich am Vorabend der Tagung eine 

Lesung mit Frau Dr. Sanyal sta� , in der 

die Autorin aus Ihrem Buch „Vergewal-

� gung – Aspekte eines Verbrechens“ 

vortrug und ihre Thesen mit den Besu-

cher*innen disku� erte.

2.3 Medizinische 
 Soforthilfe nach 
 Vergewal� gung

Frauen, die Opfer einer Vergewal� gung 

werden, bleiben meist medizinisch un-

terversorgt weil sie sich schämen oder 

befürchten, dass über ihren Kopf hinweg 

Anzeige ersta� et wird. Dadurch bleiben 
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Sie allein mit der Sorge um ihre Gesund-

heit und fi nden erst spät den Weg zu 

Fachberatungsstellen, die sie dabei un-

terstützen, ihre Situa� on zu klären und 

mit dem Erlebten umzugehen.

 

Das Modellprojekt „Medizinische Sofort-

hilfe nach Vergewal� gung“ diese Situa� -

on verändern und hat sich zum Ziel ge-

setzt allen Opfern einer Vergewal� gung 

Zugang zur bestmöglichen medizini-

schen Versorgung zu gewähren – unab-

hängig von der Bereitscha�  Anzeige zu 

ersta� en.

 

Gemeinsam mit dem Klinikum Worms 

hat der Frauennotruf Worms als Trägerin 

des Projekts ein Konzept übernommen, 

das der Frauennotruf Frankfurt mit vie-

len Koopera� onspartner*innen in und 

außerhalb Frankfurts  2013 entwickelt 

hat. Finanziert wird das Vorhaben vor 

allem vom rheinland-pfälzischen Mi-

nisterium für Familien, Frauen, Jugend, 

Integra� on und Verbraucherschutz, das 

Worms neben Mainz als einen von zwei 

Modellstandorten in Rheinland-Pfalz 

ausgewählt hat.

Die Gleichstellungsstelle hat das Projekt 

und seine Umsetzung in Worms von 

Beginn an begleitet und unterstützt es 

auch weiterhin durch Netzwerk- und 

Öff entlichkeitsarbeit sowie die Finanzie-

rung der zur Spurensicherung notwendi-

gen Untersuchungskits.

An diesem Beispiel zeigt sich sehr gut, 

wie wich� g breite gesellscha� liche 

Bündnisse sind, wenn es um die Vernet-

zung ganz unterschiedlicher Akteur*in-

nen gerade zum Thema Gewalt gegen 

Frauen geht. Die Gleichstellungsbeauf-

tragte versteht sich hier als Bündnispart-

nerin der lokal verorteten Frauenun-

terstützungseinrichtungen, die deren 

Anliegen in die Verwaltung trägt und für 

Unterstützung wirbt.

3. Frauen in der 
 Poli� k

Der Frauenanteil im Deutschen Bundes-

tag schrump� e seit der letzten Wahl im 

September 2017 um rund 6% auf nur 

noch 30,7%. Damit fällt er auf den nied-

rigsten Stand seit 20 Jahren. Auch im 

Wormser Stadtrat liegt der Frauenanteil 

bei etwa einem Dri� el.

Damit sind Frauen auch heute noch auf 

allen poli� schen Ebenen unterrepräsen-

� ert. 
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Aufgrund der bevorstehenden Wahlen 

und des 100jährigen Geburtstages des 

Walrechts für Frauen in 2018 stand das 

Thema im vergangenen Jahr besonders 

im Mi� elpunkt der Arbeit der Gleich-

stellungsstelle. Auch in 2019 wird dieses 

Thema weiter als Schwerpunkt bearbei-

tet.

3.1  100 Jahre Frauen- 
 wahlrecht
 Kein Kreuz mehr 
 mit dem Kreuz

Das Frauenwahlrecht in Deutschland 

feierte 2018 sein 100-jähriges Jubiläum. 

Aus diesem Grund startete die Gleich-

stellungsstelle in Koopera� on mit dem 

Stadtarchiv die Kampagne „Endlich Frau-

enwahlrecht“, die sowohl an erreichte 

Erfolge erinnert, als auch heu� ge Her-

ausforderungen rund um Gleichberech-

� gung und poli� sche wie gesellscha� -

liche Teilhabe von Frauen in den Blick 

nimmt. 

Dazu wurde eine Postkartenak� on ins 

Leben gerufen mit dem Titel „Kein Kreuz 

mehr mit dem Kreuz“: Es wurden vier 

Mo� ve ausgewählt und in Druck ge-

bracht. Alle Fotografi en stammen aus 

dem Stadtarchiv Worms und zeigen 

Frauen, die um 1918 in Worms lebten. 

Allen Wormser Bürgerinnen wurde bis 

1918 das Wahlrecht verweigert – unab-

hängig von ihrem Bildungsstand, ihrem 

Beruf, ihrer Religion und ihrer sozialen 

Herkun� . Mit dieser Postkartenak� on 

wird diesen Frauen ein Gesicht gegeben 

und gleichzei� g den Anstrengungen der 

Vorkämpferinnen für das Frauenwahl-

recht Respekt gezollt. 

Neben der Postkartenak� on wurde im 

Sommer 2018 auch die dazugehörige 

Webseite veröff entlicht: www.endlich-

frauenwahlrecht.de 

Auf dieser Homepage wird nochmals 

speziell über die Wormser Historie und 

kommunalpoli� schen Ereignisse rund 

um die Einführung des Frauenwahl-

rechts berichtet. Die ersten Stadträ-

� nnen werden namentlich vorgestellt 

und gewürdigt – ebenso die Wormser 

Ortsgruppe des 1902 in Hamburg ge-

gründeten ‚Deutschen Vereins für das 

Frauens� mmrecht. Des Weiteren ist ein 

kostenloser Download der Postkarten 

möglich, sowie eine Kontaktadresse zur 

Bestellung der kostenlosen Printversio-

nen vorhanden. Es besteht darüber hi-

naus die Möglichkeit, sich über weitere 

Veranstaltungen der Gleichstellungsstel-

le rund um das Jubiläum zu informieren. 
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Zu diesen Veranstaltungen zählen un-

ter anderem der Theaterabend vom 21. 

September 2018 bei dem das Ensemb-

le der Gassensensa� onen Heppenheim 

das Stück „Suff rage� en – eine kleine 

Anleitung zum Volkszorn“ auff ührte. Die 

Begrüßung erfolgte durch Oberbürger-

meister Michael Kissel und im Anschluss 

disku� erte die Gleichstellungsbeau� rag-

te Jasmine Olbort zusammen mit dem 

Regisseur und einigen Darstellerinnen 

über den Entstehungsprozess des Stü-

ckes und über die Frage, warum es auch 

heute noch nö� g ist, dass Frauen für Ihre 

Rechte eintreten. 

Im Herbst begannen dann die Planungs-

gespräche zusammen mit dem Stadtar-

chiv für eine weiterführende Veranstal-

tung im Januar 2019 zu Ehren der ersten 

vier Wormserinnen, die 1919 erstmalig 

in den Stadtrat gewählt wurden. Hierfür 

erteilte die Gleichstellungsstelle einen 

Rechercheau� rag an das Stadtarchiv, 

um noch mehr über die gesellscha� s-

poli� schen Ereignisse und über die ers-

ten poli� sch ak� ven Frauen in Worms in 

Erfahrung zu bringen. Inhaltlich fand ein 

kon� nuierlicher Austausch mit Dr. Bön-

nen und der Historikerin Katharina Ger-

negroß sta� . Schließlich wurde das Kon-

zept des frauenpoli� schen Abends mit 

dem Mi� elpunkt eines Streitgesprächs 

von der Gleichstellungsstelle erarbeitet 

und in Koopera� on mit dem Stadtarchiv, 

der Landeszentrale für poli� sche Bildung 

und dem Veranstaltungsort „Das Worm-

ser“ realisiert.

4. Vielfalt

Zu den Aufgaben der Gleichstellungsstel-

le gehört es auch, den Blick für weitere 

Benachteiligungen zu schärfen und die 

Verschränkung verschiedener Diskrimi-

nierungspoten� ale in ihrer Arbeit mitzu-

denken.

Eine Mu� er mit Behinderung macht an-

dere Diskriminierungserfahrungen als 

beispielsweise eine homosexuelle Mus-

lima.

Gleichzei� g sind alle Menschen in sich 

vielfäl� g. Niemand ist ausschließlich 

Frau, alt oder behindert, religiös oder 

nicht, hetero- oder homosexuell.

Gleichzei� g ist auch die Gruppe „der 

Frauen“ nicht homogen und vereint in 

sich unterschiedliche Erfahrungshinter-

gründe, und verfolgt unterschiedliche 

(teilweise sich widersprechende) Inter-

essen.

Als Gleichstellungsstelle ist es unser 
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Au� rag, sich diese Mehrdimensionalität 

bewusst zu machen und in Planungen 

stets mitzudenken. 

Wünschenswert wäre es, in der Gesamt-

verwaltung Strukturen zu schaff en, die 

diese Mehrdimensionalität von Benach-

teiligung in den Blick nimmt.

4.1. Impulskreis 
 Diversity

Diversity wird im Deutschen zunächst 

mit dem Begriff  Vielfalt übersetzt. Dabei 

wird Vielfalt o� mals lediglich mit  „eth-

nischer Vielfalt“ gleichgesetzt. Diversity 

meint jedoch nicht nur interkulturelle 

Vielfalt, sondern beschreibt die Vielfalt 

aller Menschen und bezieht sich haupt-

sächlich auf die sechs im Allgemeinen 

Gleichbehandlungsgesetz (AGG) berück-

sich� gten Merkmale: Alter, Behinde-

rung, ethnische Herkun� , Geschlecht, 

Religion/Weltanschauung sowie sexuelle 

Orien� erung und Geschlechtsiden� tät.

Städte sind Orte von Vielfalt. Damit 

verbunden ist der Übergang zu einer 

zielgruppenübergreifenden, ressour-

cen- und poten� alorien� erten städ� -

schen Diversitäts- bzw. Vielfaltspoli� k. 

Die kommunale Verwaltung steht vor 

der Herausforderung, ihre Strukturen 

und Angebote an die veränderten und 

vielschich� gen Bedürfnisse und Lebens-

lagen einer in ethnischer, sozialer und 

kultureller Hinsicht pluralisierten Stadt-

gesellscha�  anzupassen. 

Deshalb startete die Gleichstellungsstel-

le zusammen mit externen Beraterinnen 

von Arbeit und Leben gGmbH zum The-

ma „Vielfalt“ einen ersten Kick-Off  Stra-

tegieworkshop am 11.10.2018. An der 

Veranstaltung nahmen Vertreter*innen 

der zu diesen Dimensionen arbeitenden 

Abteilungen der Stadtverwaltung Worms 

vor. Außerdem waren die Bereichsleitun-

gen der Bereiche Stadtentwicklung und 

Soziales, Jugend und Wohnen bei dem 

Workshop vertreten.

 

Der Workshop stand unter dem Mot-

to „Worms: modern und off en für Viel-

falt“. Nur eine Stadt, die die vielfäl� gen 

Lebensentwürfe ihrer Bürger*innen als 

Bereicherung begrei�  und wertschätzt, 

wird als lebenswert wahrgenommen. 

Als Dienstleisterin gilt es als Stadtverwal-

tung darauf zu achten, bei der Konzep� -

on und Anpassung von Verwaltungsleis-

tungen stets die gesellscha� liche Vielfalt 

zu berücksich� gen. Hinzu kommt, dass 

der Öff entliche Dienst in Bezug auf den 
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Umgang mit Vielfalt eine Vorbildfunk� on 

für andere Arbeitgeber*innen in Worms 

hat.

Im ersten Schri�  war das Ziel in einer 

Kick-Off  Veranstaltung über das Thema 

Vielfalt zu informieren und eine bessere 

Vernetzung aller Akteur*innen anzusto-

ßen, die innerhalb der Stadtverwaltung 

Worms an verschiedenen Vielfalts-Di-

mensionen arbeiten. In dem Workshop 

wurde herausgearbeitet, wo Schni� -

mengen exis� eren und wie eine bessere 

Vernetzung zu Synergieeff ekten führen 

kann. Die posi� ven Eff ekte von Ressour-

cenbündelung wurden aufgezeigt, um 

diese für die Zukun�  besser nutzbar zu 

machen. Langfris� g soll eine engere Ver-

zahnung der verschiedenen Vielfalts-Di-

mensionen auf der Arbeitsebene nach 

innen und außen angestoßen werden.

Bereits während des Austausches im 

Workshop ergaben sich konkrete Hand-

lungsansätze und mögliche Synergie-

eff ekte. Diese wurden in einem The-

menspeicher festgehalten. Aus dem 

Workshop heraus entstand der Impuls-

kreis als Arbeitsgruppe. Dieser bietet 

die Möglichkeit, sich innerhalb der Ver-

waltung zu vernetzen, über aktuelle 

Herausforderungen zu disku� eren, die 

Mehrdimensionalität von Vielfalt in den 

Blick zu nehmen und gemeinsam Ide-

en für die Zusammenarbeit zu generie-

ren. Hierdurch wurde ein par� zipa� ver 

Prozess angestoßen, um Synergien zu 

heben und langfris� g ein konsistentes 

Gesamtkonzept zu entwickeln. Durch die 

Möglichkeit der Vernetzung sollen neue 

Impulse für die eigene Arbeit entstehen 

und der kollegiale Austausch gepfl egt 

werden. Der Impulskreis tri�   sich zwei-

mal jährlich. Neben den Teilnehmer*in-

nen aus dem Workshop sind auch die 

Bildungskoordina� on und die Beauf-

tragten für Migra� on und Integra� on im 

Impulskreis vertreten. Der Impulskreis 

ha� e sein erstes Au� ak� reff en im Feb-

ruar 2019. 

4.2. Interna� onaler Tag 
 gegen Homo- und 
 Transphobie

Der Interna� onale Tag gegen Homo- und 

Transphobie fi ndet jährlich am 17. Mai 

sta�  und markiert das Datum, an dem 

die Weltgesundheitsorganisa� on Homo-

sexualität aus ihrem Diagnoseschlüssel 

für Krankheiten zu streichen. 

Seit 2005 wird der Gedenktag – kurz 



-  T ä t i g k e i t s b e r i c h t  G l e i c h s t e l l u n g s s t e l l e  2 0 1 7  |  2 0 1 8  -

| 12

IDAHOT genannt – begangen, um an die 

bis heute bestehende Diskriminierung 

homo-, trans-, bi- und intersexueller 

Menschen zu erinnern.

2016 wurden erstmals von der Gleich-

stellungsstelle organisierte Veranstal-

tungen rund um den IDAHOT in Worms 

durchgeführt. Wich� gster Koopera� ons-

partner ist die Organisa� on Queernet 

Rheinland-Pfalz, die landesweit Ak� vi-

täten rund um den IDAHOT koordiniert 

und wich� ge Öff entlichkeitsarbeit zum

Thema leistet.

2017 wurde erstmals durch Oberbür-

germeister Michel Kissel die Regenbo-

genfahne vor dem Wormser Rathaus 

gehisst, um ein wich� ges Zeichen der 

Solidarität und Vielfalt zu setzen.

Daneben gab es Informa� onsstände in 

der Wormser Fußgängerzone und eine 

Filmvorführung mit anschließender Ge-

sprächsrunde zum Thema Transiden� tät.

Im Jahr 2018 zeigte die Gleichstellungs-

stelle in Koopera� on mit der Volkshoch-

schule und der Wormser Ortsgruppe 

von Amnesty Interna� onal die Ausstel-

lung „Liebe ist ein Menschenrecht“. Die

Ausstellung der Organisa� on Queer 

Amnesty – einer Untergruppierung von 

Amnesty Interna� onal – porträ� ert LGB-

TIQ-Ak� vist*innen verschiedener afrika-

nischer Länder und stellt dar, wie diese 

mu� gen Menschen o�  unter Einsatz 

ihres eigenen Lebens gegen Homo- und 

Transphobie kämpfen.

Zusätzlich fand erneut eine Fahnen-

hissung und in Koopera� on mit dem 

Worms Verlag eine Lesung zum Thema 

Homosexualität sta� .

Das Engagement der Gleichstellungs-

stelle für die Akzeptanz vielfäl� ger Le-

bensentwürfe soll idealerweise  zukünf-

� g über diese öff entlichkeitswirksamen 

Ak� onen und Veranstaltungen hinaus-

gehen und auch Strukturen schaff en, die 

Diskriminierung aufgrund der sexuellen 

Orien� erung bzw. der Geschlechtsiden-

� tät entgegenwirken. Das Urteil des 

Bundesverfassungsgerichts zur Ände-

rung des Personenstandsrechts hat aus 

dem Jahr 2017 bietet hier weitere An-

knüpfungspunkte.

Allerdings sind zur ver� e� en Arbeit an 

diesem Thema zusätzliche Ressourcen 

zu schaff en.
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5. Umsetzung des 
 Landesgleich-
 stellungsgesetzes

Das Landesgleichstellungsgesetz (LGG) 

verfolgt seit seiner Neufassung im De-

zember 2015 zwei Ziele:

» die Gleichstellung von Frauen 
 und Männern im öff entlichen 
 Dienst und
» die Verbesserung der Verein-
 barkeit von Familie und Beruf 
 im öff entlichen Dienst

Aufgabe der Gleichstellungsstelle ist die 

Unterstützung der Dienststelle bei der 

Umsetzung dieser beiden Ziele. Dazu ge-

hört im Wesentlichen:

» die Mitwirkung an allen sozialen, 
 organisatorischen und perso-
 nellen Maßnahmen, sofern 
 diese die Vereinbarkeit von 
 Familie und Beruf bzw. die 
 Gleichstellung von Frauen und 
 Männern betreff en.
» das Vorschlagen von Maß-
 nahmen zur Verbesserung der 
 Gleichstellung oder zur Verbes-
 serung der Vereinbarkeit von 
 Familie und Beruf
» die Kontrolle der Dienststelle, 
 ob die Regelungen des LGG 
 eingehalten werden.
» die Kontrolle, ob die Vorgaben 
 des Gleichstellungsplans einge-
 halten werden.

Zusätzlich ist die Gleichstellungsbeauf-

tragte Anlaufstelle für alle weiblichen 

Beschä� igten in allen Angelegenheiten, 

die im Zusammenhang mit Gleichstel-

lungsthemen stehen. Vor allem nimmt 

sie Beschwerden über Beläs� gung oder 

sexuelle Beläs� gung am Arbeitsplatz 

entgegen.

Auch männliche Beschä� igte können 

sich an die Gleichstellungsbeau� ragte 

wenden – vor allem, wenn es um die Ver-

einbarkeit von Familie und Beruf geht.

In der Funk� on nach dem LGG ist 

die Gleichstellungsbeau� ragte von fach-

lichen Weisungen frei und bei der Wahr-

nehmung ihrer Aufgaben der Dienststel-

lenleitung unmi� elbar unterstellt.

Wie gestaltet sich also die Umsetzung 

des Landesgleichstellungsgesetzes bei 

der Stadtverwaltung Worms?

Die Zusammenarbeit mit der Abteilung 

Personal- und Organisa� onsmanage-

ment ist vertrauensvoll und von gegen-

sei� ger Wertschätzung geprägt. 

Vor allem die Arbeit an einer familien-

freundlichen Verwaltungskultur erfolgt 

in enger Abs� mmung miteinander. 
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So hat im Oktober 2018 die Gleichstel-

lungsbeau� ragte Frau Olbort an einer 

Weiterqualifi zierung zum Elternguide 

bei der Metropolregion Rhein-Neckar 

teilgenommen und bietet qualifi zierte 

Beratungen für männliche und weibliche 

Beschä� igte zum Thema Vereinbarkeit 

von Familie und Beruf an. Ziel dieser Be-

ratungen ist es, werdenden Eltern Orien-

� erung auf dem Weg nach individuellen 

Vereinbarkeitslösungen zu geben und 

diese auf ihrer Suche nach diesen geeig-

neten Lösungen zu begleiten.

Zusätzlich soll eine Beschä� igtenbefra-

gung Aufschluss über die Bedarfe der 

Kolleg*innen geben. Au� auend auf 

diesen Ergebnissen sollen in den kom-

menden Jahren weitere Maßnahmen 

zur Verbesserung der Vereinbarkeit von 

Beruf und Familie erarbeitet und imple-

men� ert werden.

Die Einladung zu Vorstellungsgesprä-

chen und die Informa� on über Personal-

auswahlverfahren erfolgen in aller Regel 

frühzei� g und zuverlässig.

Auch die Mitwirkung an der Implemen-

� erung von Maßnahmen zur Personal- 

und Organisa� ons-entwicklung, etwa 

die Einführung eines Qualifi zierungspro-

gramms für Nachwuchsführungskrä� e, 

erfolgt  kon� nuierlich während des ge-

samten Prozesses.

Allerdings gibt es auch noch Defi zite bei 

der Umsetzung des LGG in der Stadtver-

waltung Worms:

So wird die Gleichstellungsstelle häufi g 

mit dem Wunsch konfron� ert, frei ge-

wordene Stellen ohne vorherige Stellen-

ausschreibung zu besetzen. Dies kann in 

Einzelfällen sinnvoll sein, zum Beispiel 

wenn kurzfris� g eine Krankheitsver-

tretung gesucht wird oder eine Stelle 

befristet für weniger als 12 Monate zu 

besetzen ist. Auch wenn das LGG eine 

grundsätzliche Ausschreibungspfl icht 

vorsieht, wäre hier ein formales Stel-

lenbesetzungsverfahren so zei� ntensiv, 

dass die Einstellung ganz unterlassen 

werden kann.

In solchen Ausnahmefällen ist für die 

Gleichstellungsstelle der Wunsch nach-

vollziehbar, von den gesetzlichen Vor-

gaben abzuweichen, vor allem, wenn in 

der betroff enen Abteilung qualifi zierte 

Personen tä� g sind, die an der (befriste-

ten) Übernahme dieser kurzfris� g frei-

gewordenen Arbeitsgebiete Interesse 

gezeigt haben.

Darüber hinaus sieht die Gleichstel-

lungsstelle die Besetzung von Stellen 
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ohne vorherige Stellenausschreibung 

– gerade in Entgeltgruppen, in denen 

Unterrepräsentanz von Frauen besteht – 

sehr kri� sch.

Weitere Schwierigkeit ist die Besetzung 

so genannter Funk� onsstellen. Das 

sind z.B. stellvertretende Abteilungs- 

oder Bereichsleitungen, mit denen kein 

Wechsel eines Aufgabengebietes oder 

ein Veränderung der der Eingruppierung 

verbunden sind. Diese Funk� onsstellen 

werden bei der Stadtverwaltung Worms 

in aller Regel ohne vorherige Ausschrei-

bung vergeben, obwohl das LGG eine 

Ausschreibungspfl icht gem. § 7 Absatz 1 

in Verbindung mit § 3 Absatz 5 vorsieht.

Aus Sicht der Gleichstellungsstelle han-

delt es sich bei diesen Funk� onsstellen 

um Posi� onen, deren Übernahme für 

eine Führungsposi� on qualifi ziert und 

so den Stelleninhaber*innen einen Vor-

teil bei zukün� igen Bewerbungen um 

Führungsposi� onen sichert. Aus diesem 

Grund ist eine Ausschreibung freiwer-

dender Posi� onen zukün� ig zwingend 

erforderlich.

§ 7 Absatz 2 LGG sieht weiterhin die Aus-

schreibung aller zu besetzenden Posi� o-

nen in Teilzeit vor. Dies gilt auch für Füh-

rungsposi� onen. Von diesem Grundsatz 

kann nur aus zwingenden dienstlichen 

Gründen abgewichen werden. Dies wird 

aktuell leider nicht prak� ziert. Notwen-

dig ist daher die Etablierung von Struktu-

ren, die die Gründe der Fachabteilungen 

für den Verzicht auf eine Ausschreibung 

in Teilzeit nachvollziehbar und vor allem 

objek� v überprü� ar machen.

Ein Gleichstellungsplan, der gem. §14 

LGG für einen Zeitraum von sechs Jahren 

erstellt werden muss und unter ande-

rem verbindliche Maßnahmen zur Be-

sei� gung von Unterrepräsentanz sowie 

zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

enthalten muss, exis� ert bei der Stadt-

verwaltung Worms nicht. Eine Erstellung 

ist durch das Personal- und Organisa� -

onsmanagement bereits seit Längerem 

geplant, konnte bisher aber nicht rea-

lisiert werden. Es ist zu hoff en, dass es 

im Jahr 2019 zu einer Besei� gung dieses 

Mangels kommt.
 
6. Ausblick

Es geht voran mit der Gleichstellung der 

Geschlechter – aber leider nur in kleinen 

und mühsamen Schri� en. Worms bildet 

hierbei keine Ausnahme. 
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Als Gleichstellungsstelle werden wir 

auch in Zukun�  daran arbeiten, Benach-

teiligungen und  Diskriminierungspo-

ten� ale aufzuzeigen und auf ihre Besei-

� gung hinzuwirken. Hierfür haben wir 

für die kommenden Jahre bereits Ideen 

und Maßnahmen erarbeitet und freuen 

uns auf ihre Umsetzung. Impulse aus Po-

li� k und Gesellscha�  nehmen wir dabei 

gerne auf und integrieren diese in unser 

Handeln.

Doch alles was über viele Jahre erarbei-

tet und o�  auch mühsam erkämp�  wur-

de, steht in Zeiten rechtspopulis� scher 

S� mmungsmache auf dem Spiel. Gleich-

stellungsbeau� ragte und ihr Engage-

ment für Vielfalt, Akzeptanz und Ge-

schlechtergerech� gkeit werden immer 

häufi ger in ihrer Funk� on in Frage ge-

stellt aber auch persönlich angefeindet. 

Auch in Rheinland-Pfalz mussten Kolle-

ginnen diese Erfahrungen bereits ma-

chen.

Deshalb benö� gen Gleichstellungsbe-

au� ragte mehr denn je die Unterstüt-

zung von Poli� k und Zivilgesellscha� . 

Denn das Streben nach der Gleichbe-
rechti gung der Geschlechter ist Verfas-
sungsauft rag und seine Verwirklichung 
die Aufgabe von uns allen.
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